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Präambel 
Der Rat der Deutschen Markt- und Sozialforschung e.V. („Rat“) wurde im Jahr 2001 vom 
ADM Arbeitskreis Deutscher Markt- und Sozialforschungsinstitute e.V., von der Arbeitsge-
meinschaft Sozialwissenschaftlicher Institute e.V. (ASI) und vom BVM Berufsverband 
Deutscher Markt- und Sozialforscher e.V. gegründet. Seit dem Jahr 2006 gehört ihm auch 
die Deutsche Gesellschaft für Online-Forschung – DGOF e.V. an.  
 
Die Mitglieder des Rats sind sich darin einig, dass das Ansehen und Vertrauen der Allge-
meinheit in die Integrität und in die Kompetenz der Markt- und Sozialforschung entschei-
dend davon abhängen, dass die auf diesem Gebiet tätigen Unternehmen und Institute ei-
nen hohen Standard an Regeln einhalten, die den Schutz von Untersuchungsteilnehmern, 
Auftraggebern, Wettbewerbern sowie der Öffentlichkeit gleichermaßen gewährleisten und 
sicherstellen, dass die Tätigkeit der Markt- und Sozialforscher nach anerkannten wissen-
schaftlichen Methoden erfolgt. 
 
Neben den bestehenden gesetzlichen Vorgaben hat sich die Branche deswegen über den 
ICC/ESOMAR Internationaler Kodex zur Markt-, Meinungs- und Sozialforschung sowie 
zur Datenanalytik hinaus weitere eigene Regeln gegeben, welche die gesetzlichen Vorga-
ben spezifizieren und ergänzen. Zusammen bilden diese die Berufsgrundsätze der deut-
schen Markt- und Sozialforschung (Berufsgrundsätze).  
 
Die Mitglieder des Rats sind sich darin einig, dass es zur Sicherstellung der Einhaltung 
der Berufsgrundsätze eines effizienten und transparenten Beschwerdeverfahrens bedarf, 
das für jeden Betroffenen gleichermaßen zugänglich ist und mit dem Verstöße gegen die 
Berufsgrundsätze sanktioniert werden können. Um dies zu gewährleisten, haben die Mit-
glieder des Rats die nachfolgende Beschwerdeordnung beschlossen. 

§ 1 Definitionen 
1) Markt- und Sozialforscher im Sinne dieser Beschwerdeordnung sind Markt- und 

Sozialforschungsinstitute und auf diesem Gebiet tätige betriebliche oder öffentliche 
Forschungseinrichtungen und Personen. Markt- und Sozialforscher im Sinne die-
ser Beschwerdeordnung sind auch Unternehmen oder Personen, die als Markt- 
und Sozialforscher nach Satz 1 auftreten.  

 
2) Die Berufsgrundsätze bestehen aus den in Deutschland geltenden datenschutz-

rechtlichen Regelungen, dem ICC/ESOMAR Internationaler Kodex zur Markt-, Mei-
nungs- und Sozialforschung sowie zur Datenanalytik in Verbindung mit der „Erklä-
rung für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland für die Markt- und Sozialfor-
schung“ sowie den durch die Trägerverbände des Rats (ADM, ASI, BVM und 
DGOF) herausgegebenen Richtlinien, die im Einzelnen auf der Webseite des Rats 
unter www.rat-marktforschung.de aufgelistet sind. 
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§ 2 Die Organe des Rats  
1) Die Aufgaben des Rats werden von der Geschäftsstelle, dem Beschwerderat und 

der Servicestelle wahrgenommen. 
 

2) Die Geschäftsstelle des Rats ist zuständig für den Beschwerdeeingang und das 
weitere Beschwerdemanagement. Sie fungiert zugleich als Geschäftsstelle der Be-
schwerdekammern.  
 

3) Der Beschwerderat ist zuständig für die Entscheidung über die Begründetheit von 
Beschwerden und ggf. die Verhängung von Sanktionen. 
 

4) Der Beschwerderat entscheidet durch die jeweils zuständige Kammer in der Be-
setzung mit drei Mitgliedern, nämlich dem Vorsitzenden und zwei Beisitzern. Die 
Kammer entscheidet mit einfacher Mehrheit.  
 

5) Der Beschwerderat gibt sich einen abstrakt-generellen Geschäftsverteilungsplan, 
in dem Folgendes festgelegt wird: 
 
- die Verteilung der Zuständigkeit zwischen den Kammern 
- die Beteiligung der Beisitzer 
- die Vertretung des Vorsitzenden durch seinen Stellvertreter, soweit diese über 

den Verhinderungsfall hinaus erfolgen soll 
 

6) Verfahrensleitende Verfügungen erfolgen durch den Vorsitzenden der jeweiligen 
Kammer. 
 

7) Die Servicestelle dient dem Beschwerdeführer bei Bedarf als erste Anlaufstelle bei 
der Einreichung von Beschwerden. Sie kann auf Anfrage Informationen und Hilfe-
stellungen bezüglich der geplanten Beschwerde oder während eines schon laufen-
den Verfahrens geben. Darüber hinaus kann ein Beschwerdeführer Beschwerden 
über die Servicestelle einreichen lassen und/oder sich durch diese im Verfahren 
vertreten lassen (§ 4 Abs. 4). Die Servicestelle ist eine in ihrer Entscheidung, Ver-
fahrens- und Amtsführung im Rahmen der Beschwerdeordnung vom Rat unabhän-
gige Stelle. Insbesondere kann sie ein Tätigwerden für einen Beschwerdeführer 
eigenverantwortlich ablehnen; dies gilt insbesondere dann, wenn sie die Be-
schwerde als unbegründet oder den Rat als unzuständig ansieht.  

§ 3 Zuständigkeit des Rats  
1) Der Rat ist sachlich zuständig für behauptete Verstöße gegen die Berufsgrund-

sätze durch einen Markt- und Sozialforscher. 
 

2) Der Rat ist örtlich zuständig, wenn das beanstandete Verhalten in der Bundesre-
publik Deutschland stattfindet bzw. stattgefunden hat.  
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§ 4 Beschwerdeberechtigung 
1) Beschwerdeberechtigt ist jede natürliche oder juristische Person, die sich durch 

das Verhalten eines Markt- und Sozialforschers als Befragter, Auftraggeber, Wett-
bewerber oder sonst unmittelbar Betroffener von einem Verstoß gegen die Berufs-
grundsätze beschwert sieht. 
 

2) Beschwerdeberechtigt sind zudem Organisationen, die nach dem Gesetz gegen 
den unlauteren Wettbewerb klagebefugt sind, sowie die Aufsichtsbehörden für den 
Datenschutz. 
 

3) Der Rat kann auch von sich aus ein Beschwerdeverfahren einleiten. Die Entschei-
dung darüber obliegt den Mitgliedern. 
 

4) Die Servicestelle kann für eine nach Abs. 1 oder 2 beschwerdeberechtigte natürli-
che oder juristische Person die Aufgaben des Beschwerdeführers übernehmen. 
Die Servicestelle kann keine Beschwerden in ihrem eigenen Namen einreichen.  
 

5) Die Mitglieder des Rats der Deutschen Markt- und Sozialforschung, der Ge-
schäftsführer, die Mitglieder der Beschwerdekammern sowie Dienstnehmer des 
Rats sind nicht beschwerdeberechtigt. 

§ 5 Formale Zulässigkeitsvoraussetzungen 
1) Eine Beschwerde ist in Textform bei der Geschäftsstelle einzureichen. Sie muss 

den Namen des Beschwerdeführers und eine Möglichkeit zur Kontaktaufnahme, 
den Beschwerdegrund und den Namen des Markt- und Sozialforschers, der den 
mutmaßlichen Verstoß begangen oder veranlasst hat (Beschwerdegegner), ent-
halten. Anonyme Beschwerden sind nicht zulässig. 
 

2) Abweichend von Absatz 1 ist eine Beschwerde auch ohne die konkrete Benen-
nung des Beschwerdegegners zulässig, wenn dessen Identität nach den sonstigen 
Angaben in der Beschwerde unschwer durch die Geschäftsstelle ermittelt werden 
kann. 
 

3) Ergibt sich im Verlauf des Verfahrens, dass ein anderer als der zunächst benannte 
Beschwerdegegner den mutmaßlichen Verstoß begangen hat, so kann der Ge-
schäftsführer im Einvernehmen mit dem Vorstand auf Vorschlag der zuständigen 
Beschwerdekammer das Verfahren entsprechend erweitern oder ein neues Ver-
fahren einleiten. 
 

4) Eine erneute Beschwerde durch denselben Beschwerdeführer zu einem Sachver-
halt, der bereits Beschwerdegegenstand war, ist nicht zulässig.  

§ 6 Regelung zur Vertraulichkeit der Beschwerde 
1) Verfahren vor dem Rat sind nicht öffentlich. 
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2) Die Beschwerde, die Stellungnahme des Beschwerdegegners sowie alle weiteren 
im Verlauf des Verfahrens eingereichten Schriftsätze und Unterlagen können von 
der Geschäftsstelle zur verbesserten Klärung des Sachverhalts oder auf Verlan-
gen einer Partei an die jeweils andere Partei übermittelt werden. Darauf ist die je-
weilige Partei von der Geschäftsstelle hinzuweisen. 
 

3) Der Beschwerdeführer kann eine vertrauliche Behandlung seines Namens und ge-
gebenenfalls weiterer persönlicher Daten, die mit der Beschwerde verbunden sind, 
gegenüber dem Beschwerdegegner verlangen. Beide Parteien können eine ver-
trauliche Behandlung bestimmter von der jeweiligen Partei eingereichter Unterla-
gen und Informationen gegenüber der jeweils anderen Partei verlangen. 
 

4) Soweit die vertrauliche Behandlung einer Beschwerde oder anderer Informationen 
einer hinreichenden Aufklärung des Sachverhalts entgegensteht, erteilt die Ge-
schäftsstelle der betroffenen Partei einen entsprechenden Hinweis. 
 

5) Wird eine Beschwerde über die Servicestelle eingereicht und/oder ein Verfahren 
durch die Servicestelle an Stelle des Beschwerdeführers geführt, so kann der  
Beschwerdeführer in diesem Verfahren anonym bleiben, wenn das beschwerte 
Verhalten ohne Nennung des Beschwerdeführers hinreichend konkret dargestellt 
werden kann. Abs. 4 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass der Hinweis an den 
Beschwerdeführer auch durch die Servicestelle erfolgen kann.  

§ 7 Einleitung des Beschwerdeverfahrens und formale Vorprüfung 
1) Die Geschäftsstelle des Rats bestätigt dem Beschwerdeführer den Eingang der 

Beschwerde.  
 

2) Die Geschäftsstelle leitet sodann das Beschwerdeverfahren ein und prüft zunächst 
jede Beschwerde auf ihre Zulässigkeit nach den Vorgaben der §§ 3 bis 5. 
 

3) Unzulässige Beschwerden weist die Geschäftsstelle unter Verweis auf die Be-
schwerdeordnung zurück. 
 

4) Abweichend von Absatz 2 kann die Eingangsbestätigung direkt mit der Zurückwei-
sung der Beschwerde durch die Geschäftsstelle verbunden werden, wenn die Be-
schwerde offensichtlich unzulässig ist. 
 

5) Ist ein die Zulässigkeit hindernder Mangel einer Beschwerde durch den Beschwer-
deführer behebbar, teilt die Geschäftsstelle dies dem Beschwerdeführer mit. Sie 
setzt dabei eine Frist, innerhalb derer der Mangel behoben werden kann, und 
weist darauf hin, dass die Beschwerde bei Nichteinhaltung der Frist als unzulässig 
zurückgewiesen werden kann. 
 

6) Gegen die Zurückweisung einer Beschwerde als unzulässig kann der Beschwer-
deführer innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Zurückweisung der Be-
schwerde Einspruch einlegen. Der Einspruch ist in Textform abzugeben und zu 
begründen. Über den Einspruch entscheidet die zuständige Beschwerdekammer. 
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§ 8 Vorbereitende Maßnahmen 
1) Ist die Beschwerde zulässig, so informiert die Geschäftsstelle den Beschwerde-

gegner unter Hinweis auf die Beschwerdeordnung über die Beschwerde und setzt 
ihm eine Frist zur Stellungnahme. Die Geschäftsstelle weist den Beschwerdegeg-
ner darauf hin, dass nach Fristablauf eine Entscheidung des Rats auch ohne Stel-
lungnahme des Beschwerdegegners möglich ist.  
 

2) Im Rahmen der vorbereitenden Maßnahmen ist die Geschäftsstelle gehalten, wei-
tere Informationen, die zur Beurteilung der Beschwerde sachdienlich sein können, 
zu beschaffen. Sie bedient sich hierzu öffentlich zugänglicher Quellen und ist be-
rechtigt, schriftliche, telefonische oder persönliche Befragungen der Parteien oder 
Dritter durchzuführen. Die Ergebnisse mündlicher Befragungen hält die Geschäfts-
stelle für die Verfahrensakte schriftlich fest. 
 

3) Erfährt die Geschäftsstelle, dass über den Gegenstand der Beschwerde ein Er-
mittlungs- oder Gerichtsverfahren oder ein Verfahren einer Datenschutzbehörde 
anhängig ist, soll sie bis zum Abschluss dieses Verfahrens das Beschwerdever-
fahren durch vorläufige Einstellung zum Ruhen bringen und erst nach Abschluss 
des anderen Verfahrens wiederaufnehmen. Vorläufige Einstellung und Wiederauf-
nahme erfolgen durch Beschluss der Geschäftsstelle. Die Geschäftsstelle hat die 
Parteien hierüber umgehend zu informieren. Ein Einspruch ist nicht möglich.  

§ 9 Rechtliche Vorprüfung und Überleitung des Verfahrens an die Beschwerde-
 kammer 

1) Eine zulässige Beschwerde wird durch die Geschäftsstelle rechtlich vorgeprüft. 
 

2) Die rechtliche Vorprüfung schließt mit einer schriftlichen Stellungnahme zum Ver-
fahrensstand und zur voraussichtlichen Begründetheit der Beschwerde, die von 
der Beschwerdekammer zu erwägen, aber für diese nicht verbindlich ist. 
 

3) Sobald die Stellungnahme nach Absatz 2 vorliegt, leitet die Geschäftsstelle das 
Verfahren vor dem Beschwerderat ein. Sie übersendet hierzu die Verfahrensakte 
an die zuständige Kammer des Beschwerderats.  
 

4) Über die Überleitung des Verfahrens und die Besetzung der zuständigen Kammer 
informiert die Geschäftsstelle die Parteien unter Verweis auf die Beschwerdeord-
nung. 
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§ 10 Verfahrensgrundsätze 
1) Über Beschwerden wird grundsätzlich im schriftlichen Verfahren entschieden.  

 
2) Beschwerden, können mündlich verhandelt werden. Eine mündliche Verhandlung 

soll auf Antrag einer Partei anberaumt werden. Über die Durchführung eines 
mündlichen Verfahrens entscheidet der Vorsitzende der zuständigen Kammer in-
nerhalb von zwei Wochen nach Überleitung des Verfahrens oder Eingang eines 
entsprechenden Antrags. 
 

3) Die Verfahrenssprache ist deutsch. 
 

4) Das Beschwerdeverfahren kann ohne die Beteiligung von Parteien durchgeführt 
werden, soweit diese die Mitwirkung verweigern oder sich nicht melden. 
 

5) Im Beschwerdeverfahren kann die Servicestelle nach § 2 Abs. 7 S. 3 Beteiligter an 
Stelle des Beschwerdeführers sein.  
 

6) Das Verfahren ist nach dem Gebot der Beschleunigung zu führen. Fristen sind 
möglichst kurz zu halten und nur im Ausnahmefall auf Antrag einer Partei zu ver-
längern. 

§ 11 Einstellung des Verfahrens 
Der Beschwerderat kann das Verfahren in jedem Stand des Verfahrens durch Be-
schluss einstellen, soweit eine oder mehrere der nachfolgend genannten Bedin-
gungen erfüllt sind: 

 
1. Der Beschwerdeführer nimmt seine Beschwerde zurück und es liegt kein Fall 

vor, in dem eine Fortführung des Verfahrens wegen dessen grundsätzlicher 
Bedeutung geboten ist. 

2. Im Verlauf des Verfahrens ergeben sich Tatsachen, die die Unzulässigkeit der 
Beschwerde begründen. 

3. Eine hinreichende Ermittlung des Sachverhalts ist nicht möglich. 
4. Das beanstandete Verhalten war unbeabsichtigt, wurde inzwischen abgestellt 

und eine Wiederholungsgefahr ist nicht anzunehmen. 
5. Der Verstoß ist so geringfügig, dass eine weitere Verfolgung nicht angemes-

sen wäre. 
6. Die Beschwerde ist offenbar unbegründet. 

§ 12 Schriftliches Verfahren 
1) Nach Überleitung des Verfahrens kann der Vorsitzende weitere Maßnahmen zur 

Ermittlung des Sachverhalts veranlassen. Er kann den Parteien eine Frist für wei-
tere Stellungnahmen setzen sowie Hinweise erteilen und Fragen stellen. 
 

2) Die Entscheidung der Kammer (§ 14) kann per Abstimmung in Textform, im Rah-
men einer Telefon- oder Videokonferenz oder in einer persönlichen Besprechung 
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fallen, sobald allen zuständigen Kammermitgliedern der Inhalt der Verfahrensakte 
vorgelegen hat. 
 

3) Der Vorsitzende setzt für seine Kammer einen Termin zur Entscheidungsfindung 
und teilt diesen der Geschäftsstelle mit. Er trifft bei Bedarf weitere verfahrenslei-
tende Maßnahmen. 

§ 13 Mündliches Verfahren 
1) Der Vorsitzende bestimmt den Termin für eine mündliche Verhandlung. 

 
2) Die Parteien sind zu dem Termin mindestens vier Wochen vor der mündlichen 

Verhandlung unter Benennung von Zeit und Ort schriftlich zu laden. Ihnen ist dabei 
eine Frist zur weiteren Stellungnahme einzuräumen. Die Parteien sind dabei auf 
die Folgen eines Fernbleibens (§ 10 Abs. 4) und die Kostenregelung gemäß § 17 
hinzuweisen. 
 

3) Der Vorsitzende kann bestimmen, dass Zeugen geladen werden und weitere Maß-
nahmen zur Ermittlung des Sachverhalts ergriffen werden sollen. 
 

4) Der Vorsitzende leitet die mündliche Verhandlung. 
 

5) Die mündliche Verhandlung ist nicht öffentlich. Für den Rat kann ein Vertreter der 
Geschäftsstelle sowie bei Bedarf eine weitere Person als Protokollführer an der 
Verhandlung teilnehmen. Die Beteiligten können juristischen Rat hinzuziehen; die 
Kammer einen Gutachter. 
 

6) Bei der mündlichen Verhandlung erhalten die Parteien die Gelegenheit, ihre 
schriftlichen Ausführungen durch mündliche Stellungnahmen zu ergänzen. Zur 
Aufklärung des Sachverhalts kann die zuständige Kammer die Anhörung von Zeu-
gen oder die Einholung gutachterlicher Stellungnahmen beschließen. Ist eine ab-
schließende Ermittlung des Sachverhalts im Termin nicht möglich, so kann die 
Kammer einen weiteren Termin zur Fortsetzung der mündlichen Verhandlung be-
schließen. 
 

7) Am Schluss der mündlichen Verhandlung ist – ggf. nach geheimer Beratung der 
Kammer – eine Entscheidung nach § 14 zu verkünden und kurz zu begründen. 
 

8) Über die mündliche Verhandlung ist ein Protokoll zu erstellen, das auch die Ent-
scheidung der Kammer und eventuelle weitere verfahrensleitende Beschlüsse um-
fasst. Einzelne Äußerungen sind auf Antrag der Beteiligten oder Hinweis der Kam-
mer wörtlich zu protokollieren. Die Parteien erhalten eine Ausfertigung des Proto-
kolls. 
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§ 14 Entscheidung 
1) Soweit eine Beschwerde unbegründet ist, weist die Beschwerdekammer die Be-

schwerde zurück.  
 

2) Hält die Kammer die Beschwerde für begründet, so stellt sie dies fest und ent-
scheidet zugleich über die entsprechende Sanktion und die Veröffentlichung der 
getroffenen Entscheidung nach den Maßgaben der Absätze 3 bis 5. 
 

3) Ein Hinweis ist insbesondere dann zu erteilen, wenn die Kammer von einem min-
derschweren Verstoß ausgeht oder das Verhalten des Beschwerdegegners nahe-
legt, dass eine Missbilligung oder eine Rüge nicht erforderlich ist, z. B. weil dieser 
sich einsichtig zeigt und das Verhalten mittlerweile glaubhaft abgestellt hat. Ein 
Hinweis ist nur im Ausnahmefall zu veröffentlichen, dies soll in anonymisierter 
Form geschehen. 
 

4) Mit einer Missbilligung drückt der Rat deutliche Kritik am Verhalten des Beschwer-
degegners aus. Sie ist insbesondere dann angemessen, wenn die Schwere des 
Verstoßes nicht mehr als minderschwer einzuordnen ist, aber eine öffentliche 
Rüge aufgrund des Verhaltens des Beschwerdegegners oder der sonstigen Um-
stände des Sachverhalts nicht angemessen erscheint. Eine Missbilligung kann 
veröffentlicht werden, dies soll in anonymisierter Form geschehen.   
 

5) Eine Rüge ist bei schweren und insbesondere fortdauernden Verstößen ange-
bracht. Eine Rüge ist zu veröffentlichen; hierbei ist der Beschwerdegegner zu nen-
nen. 
 

6) Über die Art und Weise der Umsetzung einer vom Rat beschlossenen Veröffentli-
chung entscheidet der Geschäftsführer des Rats nach billigem Ermessen im Be-
nehmen mit dem Vorstand. 
 

7) Die Kammer kann nach vorheriger Abstimmung mit der Geschäftsstelle bestim-
men, dass zuständige Behörden durch die Geschäftsstelle über das Verfahren zu 
informieren sind.  
 

8) Die Entscheidung ist schriftlich niederzulegen, zu begründen, durch den Vorsitzen-
den zu unterzeichnen und den Parteien zu übermitteln. Die Begründung der Ent-
scheidung kann nachgeholt werden. Ihre Übermittlung an die Parteien soll inner-
halb von vier Wochen nach der Entscheidung und vor einer eventuellen Veröffent-
lichung erfolgen. 

§ 15 Besorgnis der Befangenheit 
1) Befangen ist ein Mitglied der Kammer, das sich selbst für befangen erklärt oder 

gegen das ein Befangenheitsantrag erfolgreich gestellt wurde.  
 

2) Befangenheitsanträge der Parteien müssen innerhalb von zwei Wochen nach Mit-
teilung über die Besetzung der zuständigen Kammer (§ 9 Abs. 4) schriftlich bei der 
Geschäftsstelle des Rats eingereicht und begründet werden. Später eingereichte 
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Anträge sind nur zulässig, wenn der Umstand, der die Besorgnis der Befangenheit 
rechtfertigt, erst im Verlauf des Verfahrens eintritt. 
 

3) Über Befangenheitsanträge entscheidet die zuständige Kammer in vollständiger 
Besetzung, jedoch ohne die betroffene Person, innerhalb von zwei Wochen nach 
Eingang des Antrags. Ein Rechtsmittel ist nicht gegeben. 
 

4) Ist ein Mitglied der Kammer befangen, so tritt an seine Stelle der stellvertretende 
Vorsitzende. Ist dieser oder ein weiteres Mitglied befangen, so geht das Verfahren 
zum aktuellen Verfahrensstand an die jeweils andere Kammer über. Liegen in die-
ser Kammer ebenfalls die Voraussetzungen des Satzes 2 vor, so entscheidet das 
Plenum aus den verbleibenden Mitgliedern des Beschwerderats, das zu diesem 
Zweck einen kommissarischen Vorsitzenden wählt, mit einfacher Mehrheit.  

§ 16 Wiederaufnahme 
1) Gegen einen Beschluss nach §§ 11 und 14 ist ein Antrag auf Wiederaufnahme 

des Verfahrens durch eine der Parteien möglich. Der Antrag ist binnen einer Frist 
von zwei Wochen nach Zugang der Entscheidung in Textform an die Geschäfts-
stelle des Rats zu stellen und zu begründen. Ein Antrag auf erneute Wiederauf-
nahme gegen eine Entscheidung im Wiederaufnahmeverfahren ist unzulässig. 
 

2) Ein Antrag auf Wiederaufnahme ist begründet, wenn der Antragsteller glaubhaft 
machen kann, dass bei der Durchführung des Beschwerdeverfahrens von den 
Vorgaben der Beschwerdeordnung in erheblicher Weise abgewichen und hier-
durch Rechte des Antragstellers verletzt wurden oder dass neue Tatsachen vorlie-
gen, die eine wesentlich andere Entscheidung zu begründen geeignet sind. 
 

3) Über die Wiederaufnahme des Verfahrens entscheidet die jeweils andere Be-
schwerdekammer, sofern sie mit dem Verfahren noch nicht befasst war, innerhalb 
von vier Wochen nach Eingang des Antrags. 
 

4) Ist der Antrag zulässig und begründet, so wird das Verfahren zur Entscheidung 
ebenfalls an die jeweils andere Beschwerdekammer verwiesen.  
 

5) Im Fall der Befangenheit eines Mitglieds der jeweils anderen Beschwerdekammer 
gilt für die Entscheidung nach Abs. 3 und 4 die Regelung des § 15 Abs. 4 Satz 1. 
Bei Befangenheit mehrerer Mitglieder entscheidet das Plenum der verbleibenden 
Mitglieder der jeweils anderen Kammer und der Mitglieder der Kammer der ersten 
Instanz, die mit dem Verfahren noch nicht befasst waren, mit einfacher Mehrheit. 
Das Plenum wählt zu diesem Zweck einen kommissarischen Vorsitzenden.  
 

6) Bis zum Abschluss des Wiederaufnahmeverfahrens wird die Entscheidung des 
Rats nicht rechtskräftig; Sanktionen dürfen in diesem Zeitraum nicht ausgespro-
chen oder veröffentlicht werden. 
 

7) Ein offensichtlich unzulässiger oder unbegründeter Antrag kann von der Ge-
schäftsstelle zurückgewiesen werden. 
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§ 17 Kosten 
Das Verfahren vor dem Rat ist kostenlos. Jede Partei trägt die ihr im Verlauf des 
Verfahrens entstehenden Kosten und Auslagen selbst. Von den Parteien benannte 
Zeugen im mündlichen Verfahren haben keinen Auslagenersatzanspruch. Von den 
Kammern benannte Gutachter und Zeugen erhalten ihre Auslagen ersetzt. 
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